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Erſter Tag: Monkag, den 13. Juni 1921. 


Eröffnung und Feſtſtellung der Teilnehmerliſte. 
. Derwaltungsbericht und Bericht über die Ausführung der Beſchlüſſe 


früherer Städtekage. 


Kaſſenbericht und Wahl der Rechnungsprüfungskommiſſion. 

. Die neue Finanzgefehgebung und die Städte. 

. Kommunalbanten. 

Wirtſchaftliche Selbſthilfe der Städte. 

. Die kann die produktive Erwerbsloſenfürſorge für die Städte nutz- 


barer gemacht werden? 


Zweiter Tag: Dienstag, den 14. Juni 1921. 


Beſprechungen, Anfragen und Anträge: 


Der Magiſtrat Allenſtein wünjcht die Erörterung der Frage „Herabſetzung 
der Brokpreiſe für Oſtpreußen, Herabſetzung der Kohlenpreiſe“. 


Wohnungsbau und Oſtpreußiſche Heimftäfte. 
10. 


Bericht der Rechnungsprüfungskommiſſion und Enklaſtung des 
Kaſſenführers. 


Wahl des Vorſtandes. 
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Den Vorſitz führt der Vorſitzende des Oſtpreußiſchen Städtetages, Oberbürgermeiſter 
Pohl-⸗Tilſit. 


Die Verhandlungen fanden im Feſtſaal des Realgymnaſiums ſtatt. 
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Erſter Verhandlungstag 
Monkag, den 13. Juni 1921. 

Beginn 101% Uhr vormittags. 

Vorſitzender Oberbürgermeiſter Pohl - Tilfit: Meine Damen und Herren, ich ex: 
öffne den 30. Oſtpreußiſchen Städtetag. Bei Eröffnung der Tagung des Oſtpreußiſchen 
Städtetages im Februar v. Is. in Inſterburg ſtanden wir vor der Abſtimmung in Maſuren, 
die über das Schickſal dieſes Landesteiles entſcheiden ſollte, ob es deutſch bleibe oder nicht. Die 
zuverſichtliche Hoffnung, die uns damals beſeelte, hat ſich glänzend erfüllt. Leider iſt der Er⸗ 


folg in der Auswirkung nicht ein voller geworden. Ein Teil iſt der Provinz Oſtpreußen und 


dem Deutſchen Reiche durch den Machtſpruch der Entente verloren gegangen. Im Namen des 
Oſtpreußiſchen Städtetages ſpreche ich den hier erſchienenen Vertretern der Städte Maſurens, 
die die Probe der Abſtimmung zu überſtehen hatten, herzlichen Glückwunſch zum Erfolge aus 
und gebe unſerer Freude über die nunmehr feſte und dauernde Vereinigung mit dem übrigen 
Oſtpreußen Ausdruck. 

In dem Friedensvertrag war beſtimmt, daß ſich die Entente die Beſtimmung über 
das Schickſal des Memellandes vorbehalte. Wir alle legten die Beſtimmung ſo aus, daß 
durchaus die Möglichkeit beſtehe, das Memelland an Deutſchland wieder zurückzugeben, und 
wir alle haben wohl ebenſo beſtimmt erwartet, daß ſeitens der Bevölkerung des Memellandes 
das Verlangen, wieder mit dem Mutterlande vereinigt zu werden, laut und vernehmlich zum 
Ausdruck gebracht werden würde. Das iſt nicht geſchehen, wie mir von verſchiedenen zuver⸗ 
läſſigen Seiten geſagt iſt, weil die franzöſiſche Beſatzung jede Meinungsäußerung nach dieſer 
Richtung hin verboten hätte und ſtrenge Beſtrafung oder gar Ausweiſung die Folge einer 
Uebertretung wäre. Man könnte ſich veranlaßt fühlen, wenn den Memelländern auf dieſe 
unerhörte Weiſe die freie Meinungsäußerung beſchnitten wird, für ſie das Wort zu ergreifen 
und gegen dieſes Verfahren mit einem Schrei der Empörung zu proteſtieren. Aber Memeler 
Deputationen haben der franzöſiſchen Beſatzungsbehörde ihren Dank für die wohlwollende 
Behandlung die ihnen zuteil geworden iſt, ausgeſprochen. Da entfällt uns das Wort. Ihr 
Ziel iſt die Selbſtändigkeit des Memellandes und nur, wenn die Gefahr droht, mit Litauen 
oder Polen vereinigt zu werden, wollen ſie das freie Recht der Selbſtbeſtimmung. Die 
Memelländer Bevölkerung in ihrer Mehrheit denkt anders. 

Meine Damen und Herren, das iſt eine Sache, die nicht das Memelland allein an⸗ 
geht, ſondern uns alle. Es iſt nicht allein der polniſche Korridor, der uns im Weſten von dem 
übrigen Teile des Reiches trennt und uns das wirtſchaftliche Leben erſchwert, ſondern es iſt 
auch der Memelſtreifen, der uns wirtſchaftlich einſchnürt und zu erſticken droht. Unterſchätzen 
wir dieſe Gefahr nicht. Hoffen wir, daß das Memelland wieder mit uns vereinigt wird, daß 
es wieder deutſches Land wird, was es lange Jahrhunderte hindurch war und noch iſt. — 
Geſtern abend hörten wir von der Elbinger Liedertafel den ſchönen Sängergruß: „Vater⸗ 
land, unſer Hort!“ Es fielen mir dabei die Worte Schillers ein: „Ans Vaterland, ans teure 
ſchließ dich an; das halte feſt mit deinem ganzen Herzen. — Hier ſind die ſtarken Wurzeln 
deiner Kraft!“ 

Möchten dieſe Worte alle deutſchen Männer und Frauen beherzigen und danach 
handeln, mögen augenblickliche vorübergehende wirtſchaftliche Vorteile auch noch ſo 
blendend erſcheinen. 

Die Abſtimmung in Oberſchleſien iſt erfolgt. Jubelnd vernahmen wir das Re⸗ 
ſultat und erwarteten ſchleunigſt einen gerechten Spruch: „Oberſchleſien bleibt deutſch!“ Was 
wir dort anſehen müſſen, ohne auch nur den Finger für unſere Landsleute rühren zu können, 
greift uns ins Herz und ſchnürt uns die Kehle zuſammen. Während des Ruſſeneinfalls haben 
wir in Oſtpreußen ſchwer gelitten und böſe Tage durchlebt, was Oberſchleſien jetzt erdulden 
muß, geht über die Leiden Oſtpreußens in jener Zeit hinaus. Möchten die Leiden des ober⸗ 
ſchleſiſchen Volkes bald ein Ende haben. Hoffen wir, daß die Gerechtigkeit ſiegen wird, daß 
es deutſch bleibt! 

„In dieſen trüben Zeiten ijt es mehr denn je notwendig, daß die Oſtpreußen, verſtärkt 
durch die uns verbliebenen Teile Weſtpreußens, ſich eng zuſammenſchließen und treu zuein⸗ 
ander ſtehen. Mögen uns ſchwere Tage erſpart bleiben, aber wenn ſie kommen ſollten, dann 
mag ganz Oſtpreußen einſchließlich des uns angegliederten Teils von Weſtpreußen daran 
denken, daß die Gefahren, die zunächſt die Grenzen bedrohen, alle Oſtpreußen in gleichem 
Maße angehen. Hoffen wir auf eine beſſere Zeit, als wie wir ſie heute durchleben, nicht nur für 
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Oſtpreußen, ſondern für unſer geſamtes deutſches Vaterland. Unſer geliebtes deutſches 
Vaterland und unſere Heimatprovinz Oſtpreußen bis zur Nogat, fie leben hoch! (Die Ver: 
ſammlung ſtimmt begeiſtert ein.) 
| Oberbürgermeiſter Pohl begrüßte darauf die Vertreter der Staatsregierung. Als 
ſolche waren erſchienen die Herren: 
Oberpräſident Siehr⸗ Königsberg, 
Regierungsaſſeſſor Frhr. von Nordenflycht⸗ Königsberg, 
Geh. Regierungsrat von Düren - Königsberg, 
Oberregierungsrat Gehrke ⸗ Gumbinnen, 
Regierungsrat Gärtner⸗ Gumbinnen, 
Verwaltungsgerichtsdirektor v. d. Kneſebeck⸗Allenſtein, 
Regierungsrat Dr. von Braumüller - Allenitein, 
Regierungspräſident Graf von Baudiſſin⸗ Marienwerder, 
Regierungsrat von Nagel⸗ Marienwerder. 
Oberpräſident Siehr dankte für die Begrüßung zugleich im Namen der übrigen 
Vertreter der Staatsregierung. 


Es erfolgte darauf die 


Jeſtſtellung der Teilnehmerliſte. 


Es waren 65 Städte mit zuſammen 150 Stimmen vertreten. 
Der Vorſitzende erſtattete darauf den 


Berwaltungsbericht und den Bericht über die Ausführung der 
Beſchlüſſe früherer Städtetage. 


Seit der 29. Tagung des Oſtpreußiſchen Städtetages am 17. und 18. Februar 1920 
in Inſterburg hat der Vorſtand 8 Sitzungen am 17. und 18. Februar, 3. Juni, 19. Juni, 9. No⸗ 
vember 1920, 26. Januar, 3. Mai und 12. Juni 1921 abgehalten, in denen über die Ausführung 
der Beſchlüſſe des letzten Städtetages ſowie über andere an den Städtetag herangetretene 
Aufgaben beraten und die Tagesordnung für die diesjährige Tagung feſtgeſetzt worden iſt. 


Aufnahme ehemals weſtpreußiſcher Städte in den Stádtetag. 


Der Oſtpreußiſche Städtetag hat auf ſeiner letzten Tagung in Inſterburg beſchloſſen, 
ſämtlichen ehemals weſtpreußiſchen Städten öſtl. der Weichſel, ſoweit ſie beim Deutſchen Reiche 
verblieben ſind, den Eintritt in den Oſtpreußiſchen Städtetag freizuſtellen. Von dieſem Recht 
haben alsbald die Städte Elbing, Marienburg und Tolkemitt Gebrauch gemacht. Auf die 
nochmalige Aufforderung des Vorſtandes folgten die Städte Rieſenburg, Stuhm, Marien⸗ 
werder, Garnſee (ab 1. 4. 21), Biſchofswerder, Roſenberg, Dt. Eylau. 

Es fehlen ſomit nur noch die Städte Chriſtburg und Freyſtadt; wir hoffen, auch 
dieſe Städte bald als Mitglieder begrüßen zu können. 


Prüfungsausſchuß für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


Der Beitritt der ehemals weſtpreußiſchen Städte macht die Einſetzung eines vierten 
11 aad ee für den nunmehr oſtpreußiſchen Regierungsbezirk Marienwerder 
notwendig. 

Der Vorſtand ſchlägt Ihnen vor, die Beſtimmungen über die Ausbildung und 
Prüfung der Anwärter für den Büro: und Kaſſendienſt im Oſtpreußiſchen Städteverbande 
entſprechend zu ergänzen. 

Widerſpruch erfolgt nicht. — Angenommen. 


Skenographiſcher Bericht. 


Mit Rückſicht auf die außerordentlich geſtiegenen Koſten hat der Vorſtand beſchloſſen, 
bis auf weiteres über die Verhandlungen des Städtetages einen ſtenographiſchen Bericht nicht 
mehr drucken zu laſſen. Ein Stenograph ſteht jedoch zur Verfügung für den Fall, daß die 
Verſammlung die Niederſchrift beſonders bedeutſamer Verhandlungsteile beſchließt. Die 
Herren Berichterſtatter find gebeten, die Manuſkripte ihrer Vorträge zu den Akten des 
Städtetages zu geben. Nach wie vor ſollen die Anträge und Beſchlüſſe gedruckt werden. 

Kein Widerſpruch. — Genehmigt. 


Erhöhung der Tagegelder des Vorſtandes. 


Der Inſterburger Städtetag hat das Statut des Städtetages in 87 Abſ. III dahin 
geändert, daß die Vorſtandsmitglieder für Reifen zu Vorſtandsſitzungen außerhalb des 
Städtetages neben den wirklich aufgewendeten Reiſekoſten 40 Mark Tagegelder erhalten. 

Mit Rückſicht auf die weiter geſtiegene Teuerung hat der Vorſtand in ſeiner Sitzung 
vom 9. November 1920 beſchloſſen, von dieſer Sitzung ab bis auf weiteres die Tagegelder auf 
70 Mark zu erhöhen. In der geſtrigen Sitzung hat der Vorſtand beſchloſſen, die Tagegelder 
auf 60 Mark feſtzuſetzen und daneben Uebernachtungsgeld in Höhe von 30 Mark je Nacht 
zu zahlen. 

Der Vorſtand bittet, dieſen Beſchluß zu genehmigen. ! 

Kein Widerſpruch. — Angenommen. an 


Doppelrechnung der Kriegsjahre. 


Auf dem letzten Städtetage ijt der Vorſtand ermächtigt worden, bei der Provinzial⸗ 
verwaltung den Antrag zu ſtellen, daß auch ohne das Einverſtändnis al ler Kaſſenmitglieder 
die Satzung der Ruhegehaltskaſſe dahin geändert wird, daß eine Doppelrechnung der Kriegs⸗ 
jahre bei der Feſtſetzung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit der Gemeindebeamten ohne Lei⸗ 
ſtung der ſatzungsmäßigen Nachzahlungen vorgenommen werden kann und die erforderlichen 
Mehrausgaben durch erhöhte Umlagebeiträge aufzubringen ſind oder, wenn dieſes dem Pro⸗ 
vinziallandtag nicht angängig erſcheinen ſollte, die Mehrausgaben nur auf diejenigen Kaſſen⸗ 
mitglieder umgelegt werden, die ſich für die Doppelrechnung entſchieden haben. 

Der Vorſtand hat dieſen Antrag geſtellt. Zu der von dem Herrn Landeshauptmann 
dem Beirat der Provinzialruhegehaltskaſſe in dieſer Angelegenheit gemachten Vorlage hat ſich 
der Beirat dahin ausgeſprochen, daß ſeiner Anſicht nach die Verhältniſſe, unter denen er ſeiner⸗ 
zeit die doppelte Anrechnung der im Heimatdienſt verbrachten Kriegsjahre empfohlen habe, 
durch die inzwiſchen erfolgte Neuregelung der Beſoldung und der Ruhegehaltsverhältniſſe der 
Beamten eine ſehr weſentliche Veränderung erfahren hätten. Es erſchiene nun nicht mehr ge⸗ 
rechtfertigt, den Beamten der Kaſſenmitglieder die im Heimatdienſt verbrachten Kriegsjahre 
in weiterem Umfange anzurechnen als der Staat dies tue. ö 

Der Vorſtand hat in der Angelegenheit hiernach Weiteres nicht veranlaßt. 


Aenderung der Skädkeordnung. 


Die auf dem letzten Städtetag eingeſetzte Kommiſſion zur Durchprüfung des Ent⸗ 
wurfs der neuen Städteordnung hat mehrfach getagt, auch hat ſich der Vorſtand mit der Frage 
eingehend beſchäftigt. Zur Zeit ſteht wieder ein neuer Entwurf einer Städteordnung zu er⸗ 
warten. Es iſt in Ausſicht genommen, dieſen Entwurf alsbald nach ſeinem Erſcheinen unter 
Zuziehung der vom Städtetag eingeſetzten Kommiſſion durchzuberaten. Hierbei wird ein be⸗ 
ſonderes Augenmerk auf die Ausgeſtaltung der Kommunalaufſicht, insbeſondere auch der Auf⸗ 
ſicht über die kreisangehörigen Städte zu richten ſein. 

Wie der Herr Miniſter des Innern auf die Vorſtellungen, welche der Vorſtand we⸗ 
gen der Ausübung der Aufſicht über die nicht kreisfreien Städte erhoben hatte, in Ausſicht 
geſtellt hat, ſoll eine Neuregelung der Beſtimmungen über die Mitwirkung der Landräte bei 
Ausübung der Aufſicht bei Ausführung der künftigen neuen Städteordnung erwogen werden. 

Entgegen der ſeinerzeit in der Denkſchrift Drews vorgeſchlagenen Regelung hat der 
Vorſtand im übrigen an zuſtändiger Stelle die Auffaſſung vertreten, daß die Kommunalauf⸗ 
ſicht bei der Staatsbehörde verbleiben und nicht der Provinzialſelbſtverwaltungsbehörde — 
Landeshauptmann — als Auftragsangelegenheit übertragen werden ſoll. 

Der Geſetzentwurf, betreffend die Erweiterung der Selbſtändigkeitsrechte der Pro- 
vinzen (Autonomiegeſetz), iſt, wie hier bemerkt ſei, dem Provinziallandtag zur Abgabe eines 
Gutachtens vorgelegt, der ſeinerſeits eine Kommiſſion zur Vorbereitung des Gutachtens ein⸗ 
geſetzt und den Oſtpreußiſchen Städtetag aufgefordert hat, 2 Vertreter zu den Beratungen der 
Kommiſſion zu entſenden. Der Vorſtand hat die Herren Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer⸗ 
Königsberg und Bürgermeiſter Wagner⸗Tapiau, bezw. als deren Vertreter die Herren Ober: 
bürgermeiſter Zülch⸗Allenſtein und Bürgermeiſter Weyde-Mohrungen benannt. 

Ein Antrag Pillau, betreffend das Ausſcheiden kleinerer Städte aus dem Land⸗ 
kreiſe, ſoll bei der in Ausſicht genommenen Beratung über die neue Städteordnung ebenfalls 
erörtert werden. 

Da die Angelegenheit auch jetzt noch nicht ſpruchreif iſt, hat der Vorſtand den ſeiner⸗ 
zeit gefaßten Beſchluß, einen außerordentlichen Städtetag allein zur Beratung der neuen 
Städteordnung einzuberufen, nicht ausgeführt und auch davon abgeſehen, auf die Tagesord⸗ 
nung des diesjährigen ordentlichen Städtetages ein entſprechendes Thema zu ſetzen. 


Wahlen zu den Provinziallandtagen. 


Vor Erlaß des Geſetzes über die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den 
Kreistagen hat der Vorſtand in einer Eingabe an die verfaſſunggebende Landesverſammlung 
zu dem Entwurf des Geſetzes Stellung genommen wie folgt: Wenn auch gegen die Einfüh⸗ 
rung der allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahl nach den Grundſätzen des 
Verhältniswahlrechts aus allgemeinen politiſchen Gründen nichts einzuwenden ſei, ſo ergebe 
ſich doch eine Lockerung des Zuſammenhanges zwiſchen der Provinz und den Verwaltungen 
der ihr zugehörigen Kreiſe. Beſonders bemerkbar werde ſich dieſer Uebelſtand im Provinz 
zialausſchuß machen. Der Vorſtand bäte daher, geſetzlich feſtzulegen, daß der Provinzialaus⸗ 
ſchuß nur zu einem Teil aus Mitgliedern des Provinziallandtages, zum andern Teil aber aus 
den Vorſtänden der zugehörigen Land- und Stadtkreiſe zu wählen ſei, die nicht dem Provin⸗ 
ziallandtag als Mitglieder angehören. Die Auswahl dieſer Mitglieder des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes erfolgt am beſten durch Wahl des Provinziallandtages auf Vorſchlag des Vorſtandes 
des Städtetages bezw. der Vereinigung der Landkreiſe in der betreffenden Provinz. Wie 
bekannt, iſt dieſer Anregung nicht Folge gegeben. ' 


Neuordnung der Gemeindefinanzen. 


Die auf dem letzten Städtetag angenommenen Leitſätze Schön-Lohmann, betreffend 
die Neuordnung der Gemeindefinanzen, hat der Vorſtand dem Herrn Reichskanzler, ſowie dem 
Herrn Präſidenten des Preußiſchen Staatsminiſteriums in einer begründeten Eingabe vorge⸗ 
tragen. Die dem Vorſtand hierauf von dem Herrn Reichsfinanzminiſter und dem Herrn 
Preußiſchen Finanzminiſter erteilten Beſcheide ſind den Mitgliedſtädten bereits abſchriftlich 
mitgeteilt worden. In Anbetracht der außerordentlichen Bedeutung dieſer Angelegenheit für 
die weitere Entwickelung der Städte und die Selbſtverwaltung hat der Vorſtand beſchloſſen, 
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auf die Tagesordnung der diesjährigen Tagung das Thema „Die neue Finanzgeſetzgebung 
und die Städte“ zu ſetzen. 

In Ausführung des Beſchluſſes des Städtetages, betreffend die obligatoriſche Ein⸗ 
führung der Grundwertſteuer für Stadt und Land, hat der Vorſtand eine begründete Eingabe 
an den Herrn Reichsfinanzminiſter gerichtet, der folgenden Beſcheid erteilt hat: 

„Die Ausgeſtaltung der durch 8 8 des Landesſteuergeſetzes den Ländern über: 
wieſenen Steuern vom Grundvermögen iſt Sache der Landesgeſetzgebung. Ich trage 
Bedenken, Aenderungen dieſer ſoeben erſt reichsgeſetzlich geregelten Zuſtändigkeit ins 
Auge zu faſſen, und ſtelle ergebenſt anheim, etwaige Vorſchläge hinſichtlich der Ausge⸗ 
e der Steuer vom Grundvermögen der zuſtändigen preußiſchen Landesregierung 
zuzuleiten.“ 

Der Vorſtand glaubte, von einem Antrag an das Preußiſche Finanzminiſterium zu⸗ 
nächſt noch abſehen zu ſollen, und hat beſchloſſen, die Frage nach Bekanntwerden der Ent⸗ 
würfe der neuen Provinzial- und Kreisordnung erneut zu erörtern. 


Kohlenverſorgung Oſtpreußens. 


Von den auf dem Städtetag in Inſterburg angenommenen Leitſätzen Stawitz, be⸗ 
treffend die Kohlenverſorgung Oſtpreußens, iſt zunächſt Leitſatz 4, betreffend die Anrechnung 
von Holz und Torf auf das Hausbrandkontingent der oſtpreußiſchen Städte, an den Herrn 
Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung in Berlin weitergegeben worden, worauf uns der 
an die Mitgliedſtädte bereits mitgeteilte günſtige Beſcheid zuteil geworden iſt. Wegen Erlaß 
eines Ausfuhrverbotes für Brennholz und Torf (Leitſatz 5) haben wir uns alsbald an den 
Herrn Oberpräſidenten gewandt, allerdings ohne den gewünſchten Erfolg. Die übrigen Leit⸗ 
ſätze ſind mit eingehender Begründung ebenfalls dem Herrn Oberpräſidenten vorgetragen 
worden mit der Bitte, bezüglich der Leitſätze 1—3 (Bevorzugte Belieferung Oſtpreußens über: 
haupt, Belieferung der oſtpreußiſchen Ziegeleien, Zuſchuß zu den Waſſerfrachten für Kohlen) 
die Erfüllung der dort zum Ausdruck gebrachten Wünſche an zuſtändiger Stelle zu erwirken 
und bezüglich des Leitſatzes 6 (Abgabe von Holz aus den ſtaatlichen Forſten an die Kommu⸗ 
nalverbände) die unterſtellten Behörden entſprechend anzuweiſen. 

Trotzdem ſeitens des Reiches, des Staates und der Provinz Oſtpreußen Zuſchüſſe 
zur Verbilligung der Seefrachten für Steinkohlen aus Oberſchleſien bewilligt worden ſind. 
hat der Vorſtand den Herrn Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung in Berlin noch weiter 
gebeten, die für Oſtpreußen beſtimmten Kohlen überwiegend auf dem Bahnwege und nur 
ausnahmsweiſe auf dem Seewege zur Beförderung zu bringen. Von der Geſellſchaft für die 
Kohlenverſorgung Oſtpreußens A. G. in Berlin iſt hierauf mitgeteilt, daß bisher nur etwa 
20 Prozent der Geſamtmenge der Brennſtoffe über den Seeweg nach Oſtpreußen gekommen 
ſeien; dem vom Vorſtande ausgeſprochenen Wunſche werde auch ferner nach Möglichkeit Rech⸗ 
nung getragen werden. : 

Für die erhöhte und rechtzeitige Belieferung Oſtpreußens mit Kohlen hat ſich der 
Herr Oberpräſident, wie er mitgeteilt hat, nachdrücklich und auch mit Erfolg eingeſetzt, ebenſo 
auch für die Kohlenbelieferung der Ziegeleien. 

Zu Leitſatz 6 hat der Herr Oberpräſident folgenden Beſcheid erteilt: 

„Ein entſprechender Antrag bezüglich Abgabe von Holz aus den ſtaatlichen 
Forſtverwaltungen iſt von mir ſchon bei der Oſtpreußentagung in Berlin geſtellt 
worden. Darauf iſt von ſeiten des Reichswirtſchaftsminiſteriums in einer Nieder⸗ 
ſchrift über die Verhandlungen folgendes erwidert: 

„Dem Wunſche des Oberpräſidenten, den Provinzial⸗ und Kommunal⸗ 
behörden für Notfälle einen gewiſſen Einfluß auf die Brenn⸗ und Bauholzbe⸗ 
ſchaffung einzuräumen, iſt durch die geltenden geſetzlichen Beſtimmungen bereits 
in ausreichender Weiſe Rechnung getragen. Die Kommunalverbände haben nach 
den Verordnungen vom 25. September 1915 (R. G. Bl. 607) und vom 4. November 
1915 (R. G. Bl. S. 728) und nach der Bekanntmachung vom 5. Juni 1916 (R. G. 
Bl. S. 439) Gelegenheit, der Brennholznot durch Beſchlagnahme von Holz zu 
ſteuern. Für Bauholz gilt die Verordnung zur Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot vom 15. Januar 1919 (8 9) (R. G. Bl. S. 71), wonach die Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſare berechtigt ſind, Holzbeſtände aus Forſten gegen angemeſſene 
Entſchädigung zu enteignen. Dieſe Verordnung iſt durch einen Nachtrag dahin 
erweitert, daß die Enteignung auch auf Holzlagerplätzen erfolgen kann.“ 

Es iſt von mir ſodann mehrfach noch von Vertretern der ſtaatlichen Forſt⸗ 
verwaltungen über die Abgabe von Brennholz an die Kommunalverbände verhandelt 
worden. Durchweg haben ſie erklärt, daß die Brennholzbeſtände bereits durch den 
außerordentlich großen Einſchlag 1919/20 übermäßig gelichtet worden ſeien und auf 
ſo ſtarke Lieferung, wie im Jahre 1919/20 keinesfalls gerechnet werden könne, da ſonſt 
die unbedingt notwendigen Nutzholzlieferungen (Bauholz, Grubenholz, Papierholz) 
ſehr geſchädigt werden würden. Im Rahmen des Möglichen wird jedoch weitgehendſt mit 
der Abgabe von Brennholz auch hinſichtlich der Preiſe entgegengekommen werden. Im 
Hinblick darauf, daß über die Entſcheidung Berliner Händler zum Vertriebe des 
Brennholzes an oſtpreußiſche Kommunalverbände geklagt wird, habe ich Abſchrift der 
dortigen hierzu gemachten Ausführungen den Regierungen der Provinz zur Ab⸗ 
ſtellung derartiger Mißſtände überſandt. Im übrigen iſt jede Ausfuhr von Holz aus 
der Provinz nach den Randſtaaten bis auf weiteres geſperrt.“ 


Aufhebung der Zwangsbewirkſchaftung von Fleiſch. 


Der letzte Städtetag beſchloß, die Frage der Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung 
von Fleiſch dem Vorſtande zur Beratung und weiteren Veranlaſſung zu überweiſen. Der 
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Vorſtand Hat hierauf den Herrn Oberpräfidenten gebeten, alsbald Vorbereitungen zum Ab: 
bau dieſer Zwangswirtſchaft zu treffen. Herr Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer hat den An⸗ 
trag auftragsgemäß bei dem Herrn Oberpräſidenten mündlich angebracht und vertreten. 
Gleichzeitig wurde gegen die beabſichtigte Erhöhung der Fleiſchpreiſe an zuſtändiger Stelle 
dringender Einſpruch erhoben und zum Ausdruck gebracht, daß die Aufrechterhaltung des 
bisherigen Häutezuſchlages nicht gerechtfertigt ſei. Der Herr Oberpräſident hat dann Mitte 
Juni 1920 einen Ausſchuß zur Beratung über den Abbau der Zwangswirtſchaft einberufen, 
in den auch der Vorſtand Vertreter entſandt hat. Kurz darnach fand bei dem Landesfleiſch⸗ 
amt in Berlin eine Beſprechung über die Fleiſchbewirtſchaftung Oſtpreußens ſtatt, bei der 
Herr Bürgermeiſter Dr. Goerdeler⸗Königsberg die oſtpreußiſchen Städte vertreten hat. Un⸗ 
mittelbar zuvor hatte der Vorſtand folgende Entſchließung gefaßt und dem Herrn Oberpräſi⸗ 
denten drahtlich übermittelt: 

. „Oſtpreußiſcher Städtetag bittet um Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung 
für Fleiſch in Oſtpreußen unter gleichzeitiger Einführung einer ausreichenden Ausfuhr⸗ 
kontrolle. Dieſe Ausfuhrkontrolle ſoll derart ausgeübt werden, daß durch die Wirt⸗ 
ſchaftsabteilung des Oberpräſidiums die Genehmigung zur Ausfuhr von Vieh und 
Fleiſch nur unter Wahrung einer ausreichenden Milch- und Fleiſchverſorgung Oſt⸗ 
preußens erteilt wird. Der Viehhandelsverband und die Oſtpreußiſche Provinzial⸗ 
fleiſchſtelle ſollen ſofort aufgehoben werden. Den Gemeinden muß die Berechtigung 
der Rationierung des Verbrauchs durch Kartenſyſtem bis auf weiteres verbleiben.“ 

Wie bekannt, hat mit dem 1. Oktober 1920 dann der vollſtändig freie Handel in Bezug 
auf die Fleiſchbewirtſchaftung eingeſetzt; damit hatte die Frage der Regelung der Viehausfuhr 
aus Oſtpreußen die größte Bedeutung erlangt. Der Vorſtand hat ſich daher auch eingehend 
mit ihr befaßt und entſprechend ſeiner eben mitgeteilten Entſchließung die Einführung einer 
ausreichenden Ausfuhrkontrolle eindringlich verlangt. Ein von dem Herrn Oberpräſidenten 
einberufener Beirat für die Regelung der Viehausfuhr, in dem die oſtpreußiſchen Städte durch 
Herrn Stadtrat Raabe⸗Königsberg und Herrn Bürgermeiſter Dr. Goerdeler-Königsberg ver⸗ 
treten waren, hat die in Berlin zu unterbreitenden Vorſchläge durchberaten und durch einen 
Unterausſchuß in Berlin vertreten laſſen. 

Ein an ihn gerichtetes Telegramm der Stadt Liebſtadt über die dort überhand⸗ 
nehmende Viehausfuhr hat der Vorſtand, wie noch erwähnt ſei, an den Herrn Oberpräſidenten 
mit der eindringlichen Bitte weitergegeben, die übermäßige Ausfuhr von Vieh und Fleiſch aus 
der Provinz mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu verhindern. 


Ueberſchüſſe des Viehhandels verbandes. 


Auch mit der Frage der Verwendung der Ueberſchüſſe des Viehhandelsverbandes hat 
ſich der Vorſtand erneut befaßt. Es iſt an den Herrn Reichsernährungsminiſter eine drin⸗ 
gende Eingabe gerichtet worden, die die Bitte ausſprach, dahin zu wirken, daß die der Broz 
vinz Oſtpreußen zu Unrecht entzogenen Ueberſchüſſe ihres Viehhandelsverbandes der Pro⸗ 
vinz zurückerſtattet werden mit der Verpflichtung, ſie zur Deckung der bei den Schlachthäuſern 
in der Zeit der Zwangsbewirtſchaftung des Fleiſches entſtandenen Fehlbeträge zu verwenden. 
Ein endgültiger Beſcheid iſt noch nicht eingegangen. 


Verkauf von privaten ſtädktiſchen Grundſtücken. 


Der auf dem Städtetag in Inſterburg gefaßte Beſchluß: 

„die Regierung zu erſuchen, eine Anordnung zu erlaſſen, wonach der Verkauf von 

privaten ſtädtiſchen Grundſtücken durch ihre Eigentümer von der Genehmigung der 

Gemeindebehörden abhängig gemacht wird,“ 
hat den Vorſtand zu einer begründeten Eingabe an den Preußiſchen Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt veranlaßt. Der Miniſter hat erwidert, daß auch er ein geſetzliches Vorgehen gegen den 
Mißbrauch des ſtädtiſchen Haus⸗ und Grundbeſitzes zu Spekulationszwecken für dringend er⸗ 
forderlich halte. Während für den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken durch die 
Verordnung vom 15. 3. 1918 einſchränkende Beſtimmungen beſtünden, ſeien ſolche für den 
ſtädtiſchen Grundbeſitz bislang nicht erlaſſen. Da die Angelegenheit von ſo allgemeiner Be⸗ 
deutung ſei, daß ſie ſeines Erachtens reichsgeſetzlich zu regeln ſein werde, habe er bei dem Herrn 
Reichsarbeitsminiſter den Erlaß entſprechender Vorſchriften angeregt. — Die nach einiger 
Zeit geſtellte Frage nach dem Stande der Angelegenheit wurde dahin beantwortet, daß die 
Verhandlungen der beteiligten Reſſorts noch nicht abgeſchloſſen ſeien. Neuerdings iſt nun 
von dem Wohlfahrtsminiſter der Beſcheid eingegangen, daß ein von Preußen aufgeſtellter 
Entwurf dem Reichsrat vorliege; dem Vorſtand wurde anheimgeſtellt, in einer Eingabe an 
den Reichsrat geeignetes Material zu unterbreiten und auf die Notwendigkeit zur Ergreifung 
geſetzlicher Maßnahmen auf dieſem Gebiete nochmals hinzuweiſen. Dieſe Eingabe ſoll ab⸗ 
geſandt werden, ſobald das von einer Reihe von Mitgliedſtädten einverlangte weitere 
Material vorliegt. 


Arbeiksgemeinſchaft der Stadtgemeinden (Tarifverkräge). 


Bezüglich der Gründung eines Arbeitgeberverbandes oſtpreußiſcher Gemeinden und 
Kommunalverbände hat der Städtetag in Inſterburg die bekannten Leitſätze Cohn⸗Ausländer 
angenommen. Der Satzungsentwurf des Arbeitgeberverbandes wurde, da Herr Stadtrat 
Ausländer die von ihm begonnenen Vorarbeiten wegen ſeiner Wahl als Erſter Bürgermeiſter 
von Brandenburg nicht zu Ende führen konnte, von Herrn Bürgermeiſter Dr. Goerdeler⸗ 
Königsberg aufgeſtellt, vom Vorſtand durchberaten und den Mitgliedſtädten als Grundlage 
für die Bildung des Verbandes überſandt. Der Vorſtand lud hiernach zur Gründungsver⸗ 
ſammlung und erſten Mitgliederverſammlung ein, die am 9. November 1920 im Rathaus zu 
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Königsberg ftattfanden. Es waren zur Gründungsverſammlung erſchienen Vertreter ber 
Städte Tilſit, Allenſtein, Lötzen, Gumbinnen, Biſchofsburg, Inſterburg, Elbing, Mohrungen, 
Lyck, Ragnit, Marienburg, Königsberg, Johannisburg, Pr. Eylau und Raſtenburg. Nach 
eingehender Ausſprache gründeten die Städte Königsberg, Elbing, Tilſit, Inſterburg, Gum⸗ 
binnen, Lyck, Raſtenburg, Johannisburg, Ragnit, Mohrungen und Biſchofsburg den Arbeit: 
geberverband oſtpreußiſcher Gemeinden und Kommunalverbände. Der Arbeitgeberverband 
hat ſeine Arbeiten ſofort aufgenommen; Manteltarifvorſchriften ſind feſtgeſtellt, an der Ver⸗ 
einheitlichung der Lohntarife wird gearbeitet. Es liegt die Zugehörigkeit zum Verband im 
ale jeder Stadt; es wäre zu wünſchen, daß möglichſt ſämtliche Städte dem Verband 
eitreten. 


Errichtung einer gemeinſamen Ruhelohnkaſſe. 


Der letzte Städtetag hat ſich weiter mit der Frage der Einrichtung einer gemein— 
ſamen Ruhelohnkaſſe befaßt und eine dreigliedrige Kommiſſion mit der Ausarbeitung einer 
Denkſchrift beauftragt. Die Denkſchrift hat der Vorſtand mit der Bitte um Durchſicht und 
weitere Veranlaſſung dem Herrn Landeshauptmann der Provinz Oſtpreußen überreicht, der 
die Angelegenheit ſämtlichen Kreiſen und Städten der Provinz in einem Rundſchreiben zur 
Stellungnahme unterbreitet hat. 34 Kreiſe und 62 Städte haben geantwortet, und zwar 
haben ſich von dieſen 96 Verbänden 24 Kreiſe und 47 Städte, alſo 71 Verbände, unbedingt da⸗ 
hin ausgeſprochen, daß ein Bedürfnis für die Errichtung einer Ruhelohnkaſſe durch die Pro⸗ 
vinz zur Zeit als vorliegend nicht anerkannt werde. 6 Kreiſe und 11 Städte — zuſammen 
alſo 17 Verbände — haben eine beſtimmte Stellung nicht eingenommen und ſich die Entſchei⸗ 
dung für ſpätere Zeit vorbehalten, während nur 4 Kreiſe und 4 Städte, zuſammen alſo acht 
Verbände, das Bedürfnis nach Errichtung einer Ruhelohnkaſſe bejaht haben. Der Herr 
e glaubte nach dieſem Ergebnis, von weiteren Schritten vorläufig abſehen 
zu ſollen. 


Beamtenverhälfnijfe. 


Der Vorſtand hat ſich weiter entſprechend dem Beſchluſſe des Inſterburger Städte: 
tages mit der Frage der Neuregelung der Beamtenverhältniſſe befaßt. Nach Anhörung der 
Beamtenverbände, insbeſondere des Verbandes der Kommunalbeamten und -Angeſtellten 
Preußens, Bezirksgruppe Oſtpreußen, hat der Vorſtand gemeinſam mit der vom Städtetag 
eingeſetzten fünfgliedrigen Kommiſſion Richtlinien (Mantelvorſchrift und Gruppierung der 
Beamten) ausgearbeitet und den Mitgliedſtädten die Regulierung der Beamtenverhältniſſe 
nach dieſem Vorſchlage empfohlen. Eine Beſprechung über die Aufitellung einheitlicher 
Grundſätze auch für die Beſoldung der Bürgermeiſter, zu der der Herr Oberpräſident die 
Herren Regierungspräſidenten, Vertreter der Bezirksausſchüſſe und des Oſtpreußiſchen 
Städtetages eingeladen hatte, hatte zum Ergebnis, daß von einer Aufſtellung von Richtlinien 
für die Gehaltsregulierung der Bürgermeiſter auch in kleineren Städten unter 5000 Ein⸗ 
wohnern abgeſehen wurde in der Erwägung, daß bei der Bemeſſung dieſer Gehälter die ört⸗ 
lichen und perſönlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen ſeien. 

Zu einer Reihe von Gemeindebeſchlüſſen über die neue Beſoldungsregelung der Gez 
meindebeamten hat ſich der Vorſtand auf Erſuchen des Herrn Vorſitzenden des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes in Allenſtein gutachtlich geäußert. 

Die kürzlich erfolgte, zunächſt vorläufige Aufſtellung des Ortsklaſſenverzeichniſſes 
veranlaßte den Vorſtand, eine dringende Eingabe an den Reichstag und den Herrn Reichs⸗ 
finanzminiſter zu richten, in der über die gänzliche Mißachtung der für Oſtpreußen vorliegen⸗ 
den beſonderen Verhältniſſe bei der Aufſtellung des Ortsklaſſenverzeichniſſes für die oſt⸗ 
preußiſchen Orte Beſchwerde geführt und gebeten wurde, bei der endgültigen Regelung dieſen 
Verhältniſſen, entſprechend den der Provinz gegebenen Verſprechen, Rechnung zu tragen. 

Das preußiſche Unterbringungsgeſetz gab dem Vorſtande Veranlaſſung, an 
zuſtändiger Stelle auf die Schwierigkeiten hinzuweiſen, welche den Städten bei der Beſetzung 
von Beamtenſtellen durch das Geſetz erwachſen, insbeſondere dadurch, daß bereits eine Reihe 
von Anwärtern vorhanden ſind, welche ihre Prüfung abgelegt und vielfach die zu beſetzenden 
Stellen bisher bereits tatſächlich verwaltet haben, weiter dadurch, daß die notwendige Be⸗ 
ſetzung freier Stellen durch das Geſetz häufig in einer die Gemeindeintereſſen gefährdenden 
Weiſe verzögert werde. 

Auch gegen den Erlaß des Sperrgeſetzes hat der Vorſtand an zuſtändiger 
Stelle, leider ohne Erfolg, dringenden Einſpruch erhoben. Er ſtellte ſich auf den Standpunkt, 
daß es ſich hier um einen ſchweren Eingriff in die Selbſtverwaltung handele. 


Beſoldung der Jorkbildungsſchullehrer. 


Die nebenamtlichen Lehrer der gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen 
haben im Herbſt 1920 durch den Herrn Regierungs- und Gewerbeſchulrat in Königsberg 
die Bitte unterbreitet, der Oſtpreußiſche Städtetag möge beſchleunigt eine generelle Regelung 
der nebenamtlichen Beſoldung der Fortbildungsſchullehrer herbeiführen in dem Sinne, daß 
alle Städte gleiche, erhöhte Sätze zahlen. Der Vorſtand ſtellte zunächſt anheim, begründete 
ſchriftliche Vorſchläge zur weiteren Beratung vorzulegen mit dem Anheimſtellen, hierbei auch 
die Frage einer Abſtufung der Vergütungsſätze nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit der 
einzelnen Städte zu erörtern. Nach Eingang der Vorſchläge wurden die Vertreter der neben⸗ 
amtlichen Fortbildungsſchullehrer in einer Sitzung des Vorſtandes angehört. Die eingehende 
Ausſprache hatte das Ergebnis, daß zunächſt abgewartet werden ſollte, ob nicht eine zentrale 
Regelung für ganz Preußen erfolge. Dieſe zentrale Regelung ſteht nun in der Tat bevor 
und iſt nach den Mitteilungen des Preußiſchen Städtetages in nächſter Zeit zu erwarten. 
Der Vorſtand hat den Preußiſchen Städtetag gebeten, auf eine Beſchleunigung der zentralen 


8 


Regelung hinzuwirken und ſich außerdem dafür einzuſetzen, daß dieſe Regelung auch die Ver⸗ 
gütung für anderen nebenamtlichen Unterricht, wie ſtenographiſchen Unterricht, Handfertig⸗ 


keitsunterricht uſw., umfaßt. 
Reichskumultſchadengeſetz. 


In Ausführung des auf dem letzten Städtetage gefaßten Beſchluſſes, betreffend das 
Reichstumultſchadengeſetz, hat der Vorſtand die verfaſſunggebende Nationalverſammlung, 
deren 21. Ausſchuß und die Fraktionsvorſtände der Parteien gebeten, für die beſchleunigte 
Verabſchiedung des Reichstumultſchadengeſetzes mit Rückwirkung vom 1. November 1918 
Sorge zu tragen. Außerdem find die oſtpreußiſchen Abgeordneten der Nationalverſamm-, 
lung gebeten worden, ſich für die beſchleunigte Verabſchiedung des Geſetzes einzuſetzen. 

Das Geſetz iſt unter dem 12. Mai 1920 in der bekannten Faſſung ergangen. 


Bau von Dienſtwohnungen für Reichs- und Staatsbeamke. 


Im Anſchluß an eine ihm abſchriftlich mitgeteilte Eingabe des Magiſtrats Tilſit hat 
der Vorſtand den Herrn Oberpräſidenten gebeten, dafür einzutreten, daß Reich und Staat für 
ihre Beamten, Angeſtellten und Arbeiter Wohnungen ſchaffen, da die Städte hierzu nicht in 
der Lage ſeien. Der Herr Oberpräſident erwiderte, daß er die Bitte dem Miniſterium für 
Volkswohlfahrt aufs dringendſte der Beachtung empfohlen habe. Er habe dabei der Anſicht 
Ausdruck gegeben, daß die Behörden, beſonders die neu errichteten Behörden, die Verpflich- 
tung hätten, die durch ihre neu hinverſetzten Beamten vermehrte Wohnungsnot durch Er⸗ 
bauung von Dienſtwohnungen beſeitigen zu helfen, und daß Reich und Staat nach dieſer Rich⸗ 
tung hin ſich ihren Verpflichtungen nicht länger entziehen dürften. > 

Auf weitere Anfrage nach dem Stand der Angelegenheit hat der Herr Oberpräfident 
unter dem 6. April d. Is. folgenden Beſcheid erteilt: | 

„Auf das gefällige Schreiben vom 22. März 1921 — O. St. 50/21 — erwidere 
ich ergebenſt, daß ich das Volkswohlfahrtsminiſterium wiederholt, aber leider vergeb- 
lich, um Beſcheid auf meinen in meinem Schreiben vom 10. 9. 1920 — 2720 II — 
inhaltlich wiedergegebenen Bericht gebeten habe. 

In einem vor kurzem dem Volkswohlfahrtsminiſterium erſtatteten Bericht 
habe ich — davon ausgehend, daß nach den Preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen 
vom 25. 2. 1921 über die Bereitſtellung der Landesbaudarlehne die Gemeinden ſich an 
der Aufbringung der Baukoſten mit mindeſtens einem Drittel des Landesdarlehns be⸗ 
teiligen müſſen — darauf hingewieſen, daß von den Gemeinden die Verpflichtung be⸗ 
ſonders ſchwer und ungerecht empfunden wird, daß ſie auch zu Wohnungsbauten des 
Reichs und des Staates zu Dienſtzwecken der Beamten ihr Gemeindedrittel tragen 
müſſen. Ich habe erneut betont, daß immer wieder die Forderung erhoben werde, daß 
Reich und Staat für ſeine Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſelbſt Wohnungen und 
die erforderlichen Büroräume auf eigene Koſten bauen müßten. Gleichzeitig habe ich 
die in der Verſammlung der Landräte und Bürgermeiſter der Provinz vom 20. 2. 1921 
im Oberpräſidium gefaßte diesbezügliche Entſchließung, mit der dringenden Bitte 
überreicht, bei den Reichs- und Staatsbehörden die Forderung dieſer Entſchließung 
mit allem nur irgend möglichen Nachdruck zu vertreten. 

Auch habe ich dem Volkswohlfahrtsminiſterium den, dem jetzt tagenden Broz 
vinziallandtag vorliegenden Antrag der deutſch⸗demokratiſchen Fraktion (Druck⸗ 
ſache 113) mitgeteilt, der zweifellos mit großer Mehrheit, wenn nicht einſtimmig, an⸗ 
genommen werden würde. 

Der Erfolg dieſes Berichts muß abgewartet werden.“ 

Der Herr Oberpräſident hat alsdann weiter mitgeteilt, daß der Herr Volkswohl— 
fahrtsminiſter die Beſchwerden der Kreiſe und Gemeinden, die es als ungerecht empfinden, daß 
ſie Geld auch für Wohnungen aufbringen ſollen, die für Beamte von Reich und Staat errichtet 
werden, nicht für berechtigt halte. Die Beamten hätten Anſpruch darauf, daß ſie bei Woh⸗ 
nungsfürſorgemaßnahmen der Gemeinden wie die übrigen Gemeindeeingeſeſſenen berück⸗ 
ſichtigt werden. Einer anderen Auffaſſung der Gemeinden müſſe mit Nachdruck entgegen⸗ 
getreten werden. Sie ſtehe im Widerſpruch mit den den Beamten als Gemeindeangehörigen 
zuſtehenden Rechten und Pflichten. Den Gemeinden könne aber in der Weiſe geholfen werden, 
daß Reich und Staat an der Aufbringung der Koſten die aus der Herſtellung von Wohnungen 
für Beamte und ſonſtige Reichs⸗ oder Staatsbedienſtete entſtehen, ſich in ihrer Eigenſchaft als 
Arbeitgeber mit ſehr erheblichen Beträgen beteiligen. Im preußiſchen Staatshaushalt für 
1921 ſeien wieder Mittel für ſolche Arbeitgeberdarlehen zur Beteiligung des Staates an der 
Aufbringung der unrentierlichen Baukoſten enthalten, die Staatsbedienſteten auf längere 
Dauer vorbehalten werden. Die Bewilligung der Mittel durch die Landesverſammlung vor⸗ 
ausgeſetzt, ſollten daraus auch Wohnungen bezuſchußt werden, die in Oſtpreußen angeſtellten 
Beamten und Arbeitern in ſtaatlichen Betrieben zugute kommen. Verhandlungen über die 
Gewährung von Arbeitgeberzuſchüſſen für in mehreren Städten Oſtpreußens zu errichtende 
Wohnungen für Staatsbedienſtete ſchwebten bereits. Es bliebe den Gemeinden und Kreiſen 
anheimgeſtellt, Anträge auf Gewährung von Arbeitgeberdarlehen für Wohnungen von 
Staatsbedienſteten durch Vermittelung der Regierungspräſidenten dem Volkswohlfahrts⸗ 
miniſterium vorzulegen. Die für die Gewährung dieſer Arbeitgeberdarlehen maßgebenden 
Bedingungen ſeien bei den Regierungspräſidenten zu erhalten. 

Im Anſchluß hieran erfolgt die einſtimmige Annahme folgender Entſchließung: 

„Der Oſtpreußiſche Städtetag kann ſich den von dem Herrn Volkswohlfahrts⸗ 
miniſter vertretenen Standpunkt in der Frage der Herſtellung von Wohnungen für 
Beamte, Arbeiter und Angeſtellte in Reichs⸗ und Staatsbetrieben nicht zu eigen 
machen. Es gehört nicht zu den Aufgaben der Gemeinden, Wohnungen zu bauen, es 
ſtehen ihnen auch die Mittel hierzu nicht zur Verfügung. Die Städte haben den Woh⸗ 
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nungsbau aus freier Entſchließung bereits über ihre Kraft betrieben und wenn fie 
darin in der beabſichtigten Weiſe fortfahren ſollen, ſo gehen ſie finanziell zu Grunde. 
Der Oſtpreußiſche Städtetag erwartet von dem Herrn Volkswohlfahrtsminiſter eine 
Aenderung ſeines Standpunktes in dieſer Frage und richtet ebenſo wie der Oſtpreu⸗ 
ßiſche Provinziallandtag an die deutſche Reichs- und preußiſche Staatsregierung die 
dringende Bitte, bis zur Wiederkehr normaler Verhältniſſe für ihre Beamten, Ange: 
ſtellten und Arbeiter Wohnungen und für ihre Verwaltungen die erforderlichen Gez 
ſchäftsräume ſelbſt zu bauen.“ 


Ausführungsgeſetz zum Landesſteuergeſetz. 


Der Vorſtand hat zu dem Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuer⸗ 
geſetz in einer Eingabe an die verfaſſunggebende preußiſche Landesverſammlung, das preußi⸗ 
ſche Miniſterium des Innern und das preußiſche Finanzminiſterium Stellung genommen. Es 
wurde der Standpunkt vertreten, daß die in dem Entwurf vorgeſehene Durchſchnitsberech⸗ 
nung zur Feſtſtellung der an die einzelnen Gemeinden abzugebenden Reichseinkommenſteuer⸗ 
quote zu einer Benachteiligung der ärmeren und einer Bevorzugung der wohlhabenderen 
Gemeinden führe. Es hätten folgerichtig dann auch die ärmeren Gemeinden mit einem ent⸗ 
ſprechend höheren Anteil an der Gemeindeverteilungsmaſſe beteiligt werden müſſen. Für 
die Höhe des Anteils der einzelnen Gemeinden dürfe nicht das örtliche Aufkommen an Reichs⸗ 
einkommenſteuer maßgebend ſein. Außerdem ſei die Ermittelung des Anteils eines jeden 
Steuergläubigers ſo umſtändlich und ſchwierig, daß es den Gemeinden unmöglich ſei, ihren 
vorausſichtlichen Anteil auch nur annähernd richtig zu ſchätzen. Bis zur endgültigen Feſt⸗ 
ſtellung des Anteils fehle deshalb für die Aufſtellung des Haushaltsplanes jede Grundlage. 
Dem hiſtoriſch erwachſenen tatſächlichen Verhältnis werde man nur gerecht, wenn die In⸗ 
di vid ual berechnung gewählt werde, derart, daß für jede einzelne Gemeinde der Anteil an 
der Reichseinkommenſteuer nach dem Verhältnis bemeſſen werde, in dem bisher das Staats⸗ 
einkommenſteuer⸗-Aufkommen und das Gemeindeeinkommenſteuer-⸗Aufkommen in der bez 
treffenden Gemeinde zueinander geſtanden habe. 

Weiter wurde ausgeführt, daß die Deckung des Gewährleiſtungszuſchuſſes nicht, wie 
in dem Entwurf vorgeſehen, allein zu Laſten des Gemeindeanteils, ſondern aus dem Anteil 
des Staates erfolgen müſſe. Zum mindeſten müßte der Betrag, den der Staat auf Grund der 
Gewährleiſtung des Reiches nach 8 56 des Landes-Steuer⸗-Geſetzes gezahlt erhält, in erſter 
Linie zur Deckung der Gewährleiſtungsanſprüche der Gemeinden verwendet werden. 

Zur Deckung des alsdann noch verbleibenden Reſtes dürften die an die Gemeinden 
zur Auszahlung gelangenden Beträge lediglich mit dem Anteile verhältnismäßig heranzu⸗ 
ziehen ſein, der über die den Gemeinden gewährleiſteten Beträge hinausgeht. Ebenſo müßte 
nicht nur der Schullaſtenbetrag von vierhundert Millionen Mark aufgebracht, ſondern auch 
darüber hinaus der auf die Polizeikoſten und Armenlaſten zu erſtreckende Ausgleich durch⸗ 
geführt werden. Nur inſoweit dieſes Mehraufkommen zur Durchführung des Laſtenaus⸗ 
gleiches nicht ausreiche, müßte auch der den Gemeinden gewährleiſtete Anteil von der Reichs⸗ 
einkommenſteuer verhältnismäßig höher herangezogen werden. 

Weiter ſei der Laſtenausgleich auch hinſichtlich der Polizeikoſten und der Armen⸗ 
laſten dringend erforderlich. 

Der Vorſtand hat gebeten, den Geſetzentwurf dieſen Ausführungen entſprechend 
abändern zu wollen. 

Es iſt hierauf ein Beſcheid nur von der Preußiſchen Landesverſammlung einge⸗ 
e 1 mitteilte, daß ſie die Eingabe der Staatsregierung als Material über⸗ 
wieſen habe. 


Sdulunterhalfungsgejeh. 


Auch der Entwurf des Schulunterhaltungsgeſetzes gab dem Vorſtand Veranlaſſung, 
ſich in einer Eingabe an die Preußiſche Landesverſammlung, deren 23. Ausſchuß, den preußi⸗ 
ſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den preußiſchen Finanzminiſter 
zu wenden. Es wurde zunächſt dargelegt, daß die in dem Entwurf vorgeſehene Beſeitigung der 
bisher den Gemeinden zuſtehenden Wahl- und Anſtellungsrechte den jähen Abbruch einer 
jahrhundertelangen Entwickelung, auf der nicht zum mindeſten das erfreuliche Voran⸗ 
ſchreiten des preußiſchen Volksſchulweſens beruhe, bedeute. Gerade die Gemeinden hätten 
auf dem Gebiete des Volksſchulweſens bisher Hervorragendes geleiſtet und dem Fortſchritt 
Bahn gebrochen. Wenn der Staat weiter ſeinen Beitrag zu dem Beſoldungsaufwand für die 
Lehrkräfte auf die für je 60 Kinder erforderlichen Schulſtellen beſchränke, ſo ſei die Folge, daß 
ein ſehr großer Teil des geſamten Perſonalvolksſchulaufwandes von vornherein zu Laſten der 
Gemeinden verbleibe, da die Normalzahl der in den Städten auf jeden Lehrer entfallenden 
Volksſchulkinder ſich gegenwärtig zumeiſt zwiſchen 30 und 50 halte. Die Städte ſeien aber 
heute in ihrer Finanznot gänzlich außerſtande, den perſönlichen Schulaufwand in einem ber: 
artigen Ausmaß ſelbſt zu tragen. Es bliebe den Gemeinden nichts anderes übrig, als die Zahl 
der Lehrkräfte auf das äußerſte einzuſchränken. Die Verwirklichung der geplanten Regelung 
würde unweigerlich den Rückgang der geſamten Volkskultur nach ſich ziehen. Sollte die Fre⸗ 
quenzziffer nicht ganz geſtrichen werden können, ſo müßten jedenfalls bei der Berechnung die 
Sonderlehrkräfte und Sonderklaſſen außer Betracht bleiben. Schließlich ſei das vorgeſehene 
Beſchulungsgeld von 100 Mark jährlich für jedes Kind völlig unzureichend. 

Die Eingabe ſchloß mit der dringenden Bitte: 

a) die laſſen, den Gemeinden zuſtehenden Wahl- und Anſtellungsrechte unangetaſtet 
zu laſſen, 

b) Die Zuſchußleiſtung des Staates an die Landesſchulkaſſe ohne Beſchränkung auf 
eine Klaſſenmindeſtfrequenz zu normieren, 
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c) das vom Staat den Schulverbänden zu gewährende Beſchulungsgeld auf mindeſtens 
175 Mark jährlich je Schulkind unter Begrenzung auf die Hälfte der geſamten vom 
Schulverband aufgewendeten Lehrerbeſoldungen zu erhöhen. 


Erhöhung des Markkſtandsgeldes. 


Der 29. Städtetag in Inſterburg hat den Vorſtand erſucht, bei der preußiſchen 
Staatsregierung und der Preußiſchen Landesverſammlung den dringenden Antrag zu ſtellen, 
daß unter ſchleuniger Abänderung des veralteten Geſetzes von 1872, betreffend Erhebung von 
Marktſtandsgeld, der Höchſtſatz für Marktſtandgelder angemeſſen erhöht werde. Der Antrag 
iſt der Staatsregierung und der Landesverſammlung übermittelt worden. Auf eine erneute 
Anfrage wurde Ende Mai 1920 von dem Herrn Präſidenten des Staatsminiſteriums erwidert, 
daß der Entwurf eines Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes von 1872 in den nächſten Tagen 
der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung mit dem Antrage auf baldige Bez 
ſchlußfaſſung zugehen werde. Inzwiſchen war bereits durch das Kommunalabgabennotgeſetz 
vom 6. Mai 1920 der 8 11 Abſ. 1 K. A. G. wie folgt geändert worden: 

„Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Marktſtandgeld 
vom 26. April 1872 bleiben mit der Ausnahme unberührt, daß das Marktſtandgeld bis 
zu einem die Unkoſten der Gemeinde deckenden Betrage erhoben werden darf.“ 

Der Vorſtand iſt darauf bei dem Staatsminiſterium dahin vorſtellig geworden, eine 
Neuregelung herbeizuführen, welche das Marktſtandgeld nicht auf den die Unkoſten deckenden 
Satz beſchränkt, da die Städte mit Rückſicht auf die neue Finanzgeſetzgebung gezwungen ſind, 
ſich auf jede nur mögliche Weiſe neue Einnahmequellen zu verſchaffen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat hierauf leider folgendes erwidert: 

„Auf die Eingabe pp. erwidere ich ergebenſt, daß die Staatsregierung den 
von ihr der Landesverſammlung vorgelegten Geſetzentwurf zur Abänderung des Gez 
ſetzes vom 26. 4. 1872 zurückgezogen hat, nachdem die Frage der Erhebung eines er⸗ 
höhten Marktſtandgeldes durch Art. III des Geſetzes zur Abänderung einiger Vor⸗ 
ſchriften des Gemeindeabgabenrechts vom 6. Mai 1920 ihre Regelung gefunden hat. 
9 7 jetzt eine Abänderung dieſes Geſetzes in die Wege zu leiten, bin ich nicht in der 

age.“ 


Behebung der Krediknok in den Abſtimmungsgebieken. 
Glückwünſche zur Abſtimmung. 


Der letzte Städtetag hat den Vorſtand ermächtigt, an zuſtändiger Stelle dafür ein⸗ 
zutreten, daß der Kreditnot der oſtpreußiſchen Städte, insbeſondere in den Abſtimmungsge⸗ 
bieten, tunlichſt geſteuert werde. Der Vorſtand hat alsbald an den Herrn Reichsfinanz⸗ 
miniſter folgende Depeſche abgeſandt: 

„Unſere Städte, insbeſondere im oſt⸗ und weſtpreußiſchen Abſtimmungsge⸗ 
biet, befinden ſich in äußerſter Kreditnot. Bitten dringend entſprechend der für Ober⸗ 
ſchleſien bewilligten Reichsbürgſchaft von 60 Millionen gleiche Maßnahmen zu treffen, 
insbeſondere als Lage unſerer Städte durch Armut, Abſchnürung und Kohlenmangel 
e iſt und Lebensmittelkäufe wegen Geldmangel nicht ausgeführt werden 
önnen.“ 

Das Reich hat dann auch für Oſtpreußen eine Reichsbürgſchaft in Höhe von 70 Mil⸗ 
lionen Mark übernommen. Weiter wurde erreicht, daß die für Lebensmittellieferungen in 
Betracht kommenden Stellen angewieſen wurden, von ihrem Verlangen nach Vorausbezah⸗ 
en a Lieferungen gegenüber den Kommunalverbänden der Abſtimmungsgebiete 
abzuſehen. 

Wie zu erwarten war, hatte die Abſtimmung in Oſtpreußen ein für Deutſchland 
durchſchlagend günſtiges Ergebnis. Es war dem Vorſtand ein Bedürfnis, den Mitglied⸗ 
ſtädten im Abſtimmungsgebiet ſeine große Freude und Genugtuung über das glänzende Er⸗ 
gebnis der Abſtimmung zum Ausdruck zu bringen, zugleich mit dem tief gefühlten Dank für die 
bewieſene treue deutſche Geſinnung. 


Oſtpreußiſcher Provinzialwirkſchaftsrak. 


Im Frühjahr 1920 erfuhr der Vorſtand, daß die Reichsregierung zwecks beſſerer 
Berückſichtigung der eigenartigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe Oſtpreußens die Einſetzung 
eines Bezirkswirtſchaftsrats für Oſtpreußen plane. Bereits vorher hatte ſich der Vorſtand 
dieſerhalb an den Herrn Oberpräſidenten gewandt. Ende Juli 1920 teilte der Herr Ober⸗ 
präſident mit, daß ſich die Verhandlungen über die Errichtung eines Provinzialwirtſchaftsrats 
zunächſt zerſchlagen hätten, weitere Maßnahmen jedoch in Berlin beraten würden. Im Herbſt 
richtete alsdann der Herr Oberpräſident eine Einladung an den Oſtpreußiſchen Städtetag zu 
einer Beſprechung, auf der Herr Bürgermeiſter Dr. Goerdeler den Standpunkt des Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Städtetages vertreten hat. Weitere Verhandlungen auf dem Oberpräſidium und in 
Berlin folgten, nach denen dann der Vorſtand den Herrn Oberpräſidenten in einer Eingabe 
bat, einen oſtpreußiſchen Wirtſchaftsrat mit tunlichſter Beſchleunigung einzuberufen, für 
eine angemeſſene Vertretung der Städte in demſelben Sorge zu tragen und ſchon zu den Vor⸗ 
beratungen mindeſtens 3 Vertreter der Städte hinzuzuziehen (als ſolche wurden die Herren 
Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer⸗Königsberg, Pohl⸗Tilſit, Bürgermeiſter Laſch⸗Lyck, Bür⸗ 
germeiſter Hoffmann⸗Bartenſtein und Oberbürgermeiſter Dr. Merten⸗Elbing benannt). Die 
Verhandlungen führten ſchließlich zu dem Erlaß einer vorläufigen Satzung durch den Herrn 
Oberpräſidenten Ende Januar 1921. Dem Wirtſchaftsrat ſollten nach dieſer Satzung unter 
dem Vorſitz des Oberpräſidenten bezw: des von ihm beſtellten Vertreters neben Vertretern 
der Lande und Forſtwirtſchaft, des Handels, der Induſtrie, des Gewerbes und des Handwerks 
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angehören, je ein Vertreter der kreisfreien Städte Königsberg, Elbing, Allenſtein, Tilſit und 
Inſterburg, zu benennen durch dieſe Städte, 1 durch den Oſtpreuß. Städtetag zu benennender 
Vertreter der nicht kreisfreien Städte, 4 Vertreter der Landkreiſe, ſowie Vertreter der großen 
Wirtſchaftsverbände bezw. gruppen der Provinz. Als Vertreter der kreisangehörigen 
Städte hat der Vorſtand alsbald Herrn Bürgermeiſter Wagner-Tapiau benannt. In Ab⸗ 
änderung der bisherigen Satzung erhöhte der Herr Oberpräſident die Zahl der Vertreter der 
kreisangehörigen Städte auf 2, worauf der Vorſtand als 2. Vertreter Herrn Bürgermeiſter 
Weyde⸗Mohrungen benannt hat. Ebenſo wurde der Stadt Königsberg ein zweiter Verz 
treter zugeſtanden. Auch im übrigen erfuhr die erſte Satzung noch verſchiedene Abänderungen. 

Der Oſtpreußiſche Wirtſchaftsrat iſt bisher zu einer Tagung noch nicht einbe⸗ 


rufen worden. 
Durchführung des Grundſchulgeſetzes. 


Da dem Vorſtande bekannt geworden war, daß der Ausführung des Geſetzes bee 
treffend die Grundſchule und Aufhebung der Vorſchulen bei einer Reihe von Städten erheb⸗ 
liche Schwierigkeiten entgegenſtünden, iſt an das Provinzialſchulkollegium und das Mini⸗ 
ſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung die Bitte gerichtet worden, dieſen Schwie⸗ 
rigkeiten unter Berückſichtigung entſprechneder Anträge der Städte tunlichſt Rechnung 
zu tragen. 


Einigungsamt für die Regelung aller Kommunalbeamten- und 
Angeſtellkenfragen der Provinz Oſtpreußen. 


Der Verband der Kommunalbeamten und Angeſtellten Preußens, Bezirksgruppe 
Oſtpreußen, hat dem Vorſtand mitgeteilt, daß er ſich mit Rückſicht darauf, daß das Zuſtande⸗ 
kommen des Beamtenrätegeſetzes vor Ablauf eines Jahres kaum zu erwarten ſei, dem Bei⸗ 
ſpiel der Provinz Sachſen und anderer Bezirke folgend, entſchloſſen habe, ein Einigungs⸗ 
amt für die Regelung aller Kommunalbeamten- und Angeſtelltenfragen der Provinz Oſt⸗ 
preußen ins Leben zu rufen. Der Verband legte mit ſeinem Schreiben folgende Entwürfe vor: 

1. Zu einem Abkommen zwiſchen dem Oſtpreußiſchen Städtetag und der Bezirks⸗ 
gruppe Oſt⸗ und Weſtpreußen, nach welchem die genannten Verbände 
a) die Ordnung für das einzurichtende oſtpreußiſche Einigungsamt 
b) die Normalbeſoldungsordnung für die Provinz Oſtpreußen, 
c) den Normalbeſoldungsplan 
für ihre Mitglieder als bindend anerkennen. 
2. Zu einer Ordnung für das oſtpreußiſche Einigungsamt. 
3. Zu einer Normalbeſoldungsordnung und 
4. zu einem Normalbeſoldungsplan. 

Der Vorſtand Dat fih in feiner geſtrigen Sitzung mit der Errichtung eines oſt⸗ 
preußiſchen Einigungsamtes für Streitigkeiten betreffend die Kommunalbeamten und Dauer⸗ 
angeſtellten einverſtanden erklärt und beſchloſſen, mit dem Vorſtand des Komba Verhand— 
lungen einzuleiten. 

Zum Abſchluß eines feine Mitglieder bindenden, von dem Komba im Entwurf vore 
gelegten Abkommen iſt der Oſtpreußiſche Städtetag nach dem in ſeiner Satzung feſtgelegten 
Zweck nicht legitimiert. | 


Der Vorſtand hatte ſich ferner mit einer recht erheblichen Zahl weiterer Angelegen⸗ 
heiten von mehr oder weniger allgemeiner Bedeutung zu befaſſen, deren Anführung im 
einzelnen hier zu weit führen würde. 

Von einer Reihe von Städten gingen Anfragen über Einrichtungen anderer 
Städte ein. Dieſe Fragen hat der Vorſtand nicht in ausreichender Weiſe beantworten 
können, da er kein Archiv hat, wie der Preußiſche und Deutſche Städtetag. Die Errichtung 
einer Auskunftsſtelle läßt ſich nur dann durchführen, wenn dem Vorſtande feſtangeſtellte Be⸗ 
amte im Hauptamt zur Verfügung ſtehen. Zur Anſtellung hauptamtlicher Kräfte iſt der 
Städtetag jedoch nicht in der Lage, da die Beiträge jetzt bereits eine Höhe erreicht haben, die 
den kleineren Städten zu leiſten nicht immer leicht fällt. 

Der Verſammlung wird ſodann die Frage vorgelegt, ob die Drucklegung der Ge— 
meindeſtatiſtik für 1921 und Umlegung der Koſten auf die Städte gewünſcht wird. 

. — Abgelehnt. 

Im Anſchluß daran teilte der Vorſitzende mit, daß der Vortrag des Herrn Stadtrat 
Eichelbaum -Inſterburg betreffend wirtſchaftliche Selbſthilfe der Städte auf Beſchluß 
des Vorſtandes mit Rückſicht darauf, daß Herr Stadtrat Eichelbaum am Erſcheinen verhindert 
ſei, von der Tagesordnung abgeſetzt wäre; ferner, daß der Vortrag des Herrn Stadtbaurat 
Völcker: „Wie kann die produktive Erwerbsloſenfürſorge für die Städte nutzbarer gemacht 
werden?“ auf Beſchluß des Vorſtandes auf die Tagesordnung für den 14. Juni geſetzt ſei, 
weil Herr Regierungsrat Albrecht: Berlin, der auf Einladung zugeſagt habe, als Vers 
treter des Reichsamts für Arbeitsvermittelung und des preußiſchen Wohlfahrtsminiſteriums 
an den Verhandlungen teilzunehmen und gewünſchte Aufſchlüſſe zu geben, erſt am 14. Juni 
eintreffe. Weiter ſei die Anfrage des Magiſtrats Allenſtein, betreffend Herabſetzung der 
Brotpreiſe für Oſtpreußen, Herabſetzung der Kohlenpreiſe, von der Tagesordnung abgeſetzt, 
weil der Magiſtrat Allenſtein alles erforderliche Material noch nicht habe zuſammentragen. 
können; an Stelle dieſer Anfrage ſei eine „Beſprechung über Verkehrsabgaben“ auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt. ; u 
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zu 


Alsdann erteilte der Vorſitzende Herrn Bürgermeiſter L R. Bieper- Raftenburg 


das Wort zur Erſtattung des 


Kaſſenberichts für 1920/21. 
a) Einnahme: 


Stand aus dem Vorjahre * ; š | ! 3541,16 Mk. 
Mitgliederbeiträge š š; : . ç A 13 900,.— Mk. 
Prüfungsgebühren „ es — Mk. 
Zinſen . i I : i Š : ; . 172,14 Mk. 


17 649,30 Mk. 


b) Ausga be: 
Beiträge an den Preußiſchen und Deutſchen Städtetag 5 580,.— Mk. 
. š . 7 


Reiſekoſten und Tagegelder I i 526,40 ME 
Geſchäftsführung . . s i ) . 1 900,.— M. k 
Druckſachen 5 8 I I 8 i 4800,75 Mk. 
Portoauslagen : š g š ; ; 890,10 ME. 
Insgemein ; š Í. i ! s I i 134.— Mk. 
20 831,25 ME. 

Geſamteinnahme . . B . 17 649,30 Mk. 

Geſamtausgabte . . 20 831,25 Mk. 


Mithin Mehrausgabe für 1920/21 3181,95 Mk. 


Das Wort zum Kaſſenbericht wurde nicht gewünſcht. 
In die | 
Rechnungsprüfungskommiſſion 
wurden gewählt die Herren: 
Bürgermeiſter Hoffmann - Bartenftein und 
Bürgermeiſter Müller - MWehlau. 


Zum nächſten Punkt der Tagesordnung: 


Die neue Finanzgefehgebung und die Städte 


erhielt Herr Stadtrat Dr. Buſſe⸗Elbing als Berichterſtatter das Wort. 


Im Anſchluß an ſein Referat legte Herr Stadtrat Dr. Buſſe dem Städtetag 


folgende Entſchließung zur Annahme vor: 


„Der in Elbing ſtattfindende 30. Oſtpreußiſche Städtetag verkennt nicht, daß zu 
den durch die neue Finanzgeſetzgebung geſchaffenen ſchweren Eingriffen in das kom⸗ 
munale Finanzweſen die finanzielle Not in Reich und Staat die Veranlaſſung gegeben 
hat. Er muß jedoch in der Erwägung, daß auch unſer neu zu ordnendes Staatsweſen 
nur gedeihen kann, wenn die kommunale Selbſtverwaltung auf einer geſunden Finanz⸗ 
wirtſchaft ruht, unbedingt verlangen, daß die Milderung der Finanznot in Reich und 
Staat nicht eine neue unerträgliche Finanznot in den Gemeinden herbeiführt. Er for⸗ 
dert deshalb, daß für jede den Gemeinden entzogene Einnahmequelle voller Erſatz gez 
währt wird und daß den Gemeinden keine neuen finanziellen Laſten und Aufgaben 


ohne gleichzeitige Gewährung entſprechender neuer Einnahmen auferlegt werden.“ 


An der Ausſprache beteiligten fich die Herren Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer⸗ 
Königsberg, Bürgermeiſter Müller⸗Wehlau, Bürgermeiſter Schön⸗ Gumbinnen, Stadt⸗ 
rat Borowski⸗ Königsberg, Oberbürgermeiſter Pohl-Tilſit, Bürgermeiſter Mey⸗ 


Ortelsburg und Stadtverordneter M aa Lyck. 
Es wurden ferner folgende Anträge geſtellt: 
a) Zuſatzantrag Müller⸗Wehlau: 


„daß das Reich die Gemeinden an der finanziellen Ausſchöpfung der Steuerquellen 
nicht nur beteiligt, ſondern die Anteile der Gemeinden auch fo erhöht, wie fie der troſt⸗ 


loſen, ja geradezu kataſtrophalen Finanzlage der Gemeinden entſprechen.“ 


b) Antrag Schön⸗Gumbinnen und Mey⸗Ortelsburg: 


„Von dem Grundbeſitz darf ſtatt der Zuſchläge zu der ſtaatlich veranlagten Grundſteuer 
in Zukunft nur eine Grundwertſteuer erhoben werden. Auf alle Fälle iſt im Intereſſe 
der kreisangehörigen Gemeinden eine Grenze feſtzuſetzen, über die der Kreis bei der Er⸗ 


hebung von Grundſteuer nicht hinausgehen darf.“ 
Sämtliche Anträge wurden angenommen. 


Nach einer Pauſe von 10 Minuten wurden die Verhandlungen fortgeſetzt. 
Landrat Lohr⸗Königsberg erhielt das Wort zum Vortrag über 


Kommunalbanken. 


Der im Anſchluß an den Vortrag von dem Vorſitzenden Oberbürgermeiſter Pohl⸗ 


Tilſit geſtellte Antrag: 


„Der Oſtpreußiſche Städtetag erſucht den Vorſtand, dahin zu wirken, daß das 
kommunale Selbſtverwaltungsrecht bei der Gründung der Kommunalbanken gewahrt 
wird und die Bedenken der Aufſichtsbehörde gegen die Kommunalbanken beſeitigt 


werden“ 
wurde einſtimmig angenommen. 
Die Tagesordnung des erſten Tages war damit erledigt. 
Schluß der Verhandlungen 3,30 Uhr nachmittags. 
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Zweiter Verhandlungstag. 
Dienstag, den 14. Juni 1921, 
im großen Saale der Reſſource „Humanitas“. 
Die Verhandlungen begannen 9,30 vormittags. Der Vorſitzende Oberbürgermeiſter 


Pohl-⸗Tilſit erteilte Stadtbaurat Völcker⸗Tilſit das Wort zum Vortrag: 
„Wie kann die produktive Erwerbsloſenfürſorge für die Städte nutzbarer 


gemacht werden?“ 
An der Ausſprache beteiligten ſich die Herren Stadtverordneter Kunze: 


Königsberg i. Pr., Bürgermeiſter Althof - Marienburg, Stadtverordneter 
Zech-Elbing, Oberbürgermeiſter o pl Sit Bürgermeiſter Weyde-Moh⸗ 
rungen und Frau Stadträtin Harpf⸗ Königsberg. 


Regierungsrat Albrecht ⸗Berlin gab als Vertreter des Reichsamts für Arbeits⸗ 


vermittelung, Abteilung Erwerbsloſenfürſorge, Auskunft über einzelne Fragen der Erwerbs— 
loſenfürſorge. 


Der im Anſchluß an den Vortrag geſtellte Antrag Völcker-Pohl-GTilſit 
„Der Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städtetages wolle beim Herrn Miniſter 
für Volkswohlfahrt erwirken, daß Reich und Staat 

1. auch die zwei Zwölftel, die bisher noch von den nicht als leiſtungsſchwach anerkann⸗ 
ten Gemeinden übernommen werden mußten, tragen, 

2. den Zuſchuß mindeſtens auf das Vierfache der erſparten Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung erhöhen, 

3. den Begriff „volkswirtſchaftlich wertvoll“ weſentlich ausdehnen, insbeſondere auch 
auf den volksgeſundheitlichen Zweck ihr Augenmerk richten und gerade die Herz 
ſtellung von Sportplätzen, Erholungsſtätten, Badeanſtalten uſw. weit mehr als 
bisher bezuſchuſſen, | | 

4. ſchon bei der Erteilung der Anerkennung mindeſtens ein Drittel, und nach Beginn 
der Arbeiten ein weiteres Drittel der Zuſchüſſe an die Gemeinden überweiſen, da: 
mit dieſe nicht nötig haben, auch noch die großen Zinsverluſte zu tragen, 

5. viel mehr Reichs⸗ und Staatsarbeiten als bisher in Auftrag geben, 2 


wurde einstimmig angenommen. | 


Sodann berichtete Stadtrat Boeters- Königsberg und Direktor Nadolny von 


der Oſtpreußiſchen Heimſtätte Königsberg über 


Wohnungsbau und Oſtpreußiſche Heimſtäkke. 
Zu dieſem Punkt der Tagesordnung legte Bürgermeiſter Grieß⸗Ragnit folgenden 


Antrag des Vereins oſtpreußiſcher Bürgermeiſter vor: 
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„Angeſichts der Tatſache, daß bisher Reich und Staat nur ganz unzureichende 
Mittel zur Behebung der beſtehenden Wohnungsnot zur Verfügung geſtellt haben, hält 
es der Oſtpreußiſche Städtetag für ſeine unabweisbare Pflicht, mit allem Nachdruck 
darauf hinzuweiſen, daß die Wohnungsnot ſich je länger deſto mehr zu einer großen 
Gefahr für den Beſtand des Reiches und des Staates auswächſt. Der Oſtpreußiſche 
Städtetag iſt der Anſicht, daß die bisher von Reich und Staat auf dieſem Gebiete ge⸗ 
troffenen Maßnahmen völlig unzureichend ſind und daß der infolge des Krieges auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens entſtandene unhaltbare und den Beſtand des Rei⸗ 
ches und Staates ernſtlich bedrohende Zuſtand es der Reichs⸗ und Staatsregierung zur 
gebieteriſchen Pflicht macht, endlich energiſche und durchgreifende Maßnahmen zur Be⸗ 
ae oder mindeſtens ganz weſentlichen Herabminderung der Wohnungsnot 
zu treffen. 

Da dieſer Not wirkſam nur durch Errichttung neuer Wohnungen abgeholfen 
werden kann, die Gemeinden aber infolge ihrer durch die neue Steuergeſetzgebung ent⸗ 
ſtandenen ungünſtigen und immer troſtloſer werdenden finanziellen Lage nicht imſtande 
ſind, nennenswerte Mittel für den Wohnungsbau aufzubringen, erachtet es der Oſt⸗ 
preußiſche Städtetag für unumgänglich geboten, daß nicht, wie jetzt nur der Staat, 
ſondern wie früher Reich und Staat zuſammen für das nächſte Baujahr erheblich 
größere Mittel — mindeſtens das Zehnfache der diesjährigen — zur Herabminderung 
der Wohnungsnot zur Verfügung ſtellen. 

Der Vorſtand wird daher beauftragt, in obigem Sinne bei dem Herrn Reichs⸗ 
präſidenten, dem Herrn Reichskanzler, dem Herrn Reichs⸗Finanzminiſter, dem Herrn 
preußiſchen Miniſter für Volkswohlfahrt, dem preußiſchen Finanzminiſter, dem Reichs⸗ 
rat, dem Preußiſchen Staatsrat, ſowie dem Reichstag und dem Preußiſchen Landtag 
vorſtellig zu werden. | 


Dabei wird auf folgende Punkte noch beſonders hinzuweiſen fein: 

1. Die vom Reich und Staat zu bewilligenden Mittel ſind ſo rechtzeitig bereitzuſtellen, 
daß ſie bereits im Winter verteilt und im früheſten Frühjahr mit der Errichtung 
der Wohnungen begonnen werden kann, damit nicht, wie in dieſem Jahr, ein 
großer Teil günſtiger Bauzeit ungenutzt verſtreichen muß, und die Beendigung der 
Bauten zum erſten Oktober in Frage geſtellt wird. 

2. Bei der Verteilung der zu bewilligenden Mittel auf Stadt und Land, die bisher 
vielfach nach dem Verhältnis der Bevölkerungszahl erfolgte, iſt ein Verteilungs⸗ 
ſchlüſſel anzuwenden, welcher den Verhältniſſen der Wohnungsnot in den Städten, 
zu der auf dem platten Lande voll Rechnung trägt. 

3. Für Werkwohnungen, die induſtrielle Unternehmer für ihre Arbeiter errichten 
wollen, ſind Reichs- und Staatsmittel unter denſelben Bedingungen zu bewilligen, 
wie ſie den landwirtſchaftlichen Arbeitgebern gewährt werden. 

4. Reich und Staat mögen auch dadurch der Wohnungsnot abhelfen, daß ſie für ihre 
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſelbſt Wohnungen errichten. 

5. Die Bewilligung von Reichs- und Staatsmitteln ift nicht mehr von der gleichzei⸗ 
tigen Bewilligung von Gemeindemitteln abhängig zu machen.“ 

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen. 
Der Vorſitzende trug nunmehr nachſtehenden Antrag Kuſchel⸗Ortelsburg betreffend 
Verkehrsabgaben vor: 

„Der Oſtpreußiſche Städtetag beauftragt den Vorſtand, bei den zuſtändigen 
Stellen geeignete Schritte zu unternehmen, um die Verkehrsabgaben aller Art, ſoweit 
ſie die Bevölkerung Oſtpreußens beſonders belaſten — wie z. B. die hohe Stempel⸗ 
gebühr für Perſonalausweiſe — für Oſtpreußen unverzüglich zu beſeitigen, da ſie eine 
ſchwere, ganz ungerechtfertigte, nur die abgeſchnürten Landesteile treffende Belaſtung 
bedeuten, deren Bevölkerung ſchon ohnehin beſonders in Anſpruch genommen iſt.“ 

Der Antrag wurde ohne Debatte einſtimmig angenommen. 
nr Sodann erfolgte Beſchlußfaſſung über einen Antrag der Herren Borowski⸗ 
Königsberg, Mertins⸗ Königsberg, Müller - Elbing, Dr. Fürſt⸗ Elbing, Erbien⸗ 
Elbing, Kunze⸗ Königsberg, Sorbitzky- Marienburg: 

„Der 30. Oſtpreußiſche Städtetag, der in der induſtriell am ſtärkſten entwickel⸗ 
ten Stadt der Oſtmark Elbing verſammelt ijt, nimmt mit Bedauern Kenntnis von der 
Störung des Wirtſchaftsfriedens in den Betrieben der Firma Schichau. 6000 bis 
7000 Arbeiter ſind von der wirtſchaftlich harten Maßregel der Ausſperrung betroffen. 
Mit dieſen Arbeitern und ihren unſchuldigen Familien leidet das geſchäftliche und 
kommunale Leben der Stadt Elbing unter dem Druck der Ausſperrung ſehr erheblich. 
Der Städtetag ſpricht daher die Erwartung aus, daß beide Teile, die Betriebsleitung 
ſowohl wie auch die Arbeiterſchaft durch beſonnenes Entgegenkommen beſtrebt ſein 
werden, den Konflikt beizulegen und den Wirtſchaftsfrieden ſobald als möglich wieder 
herzuſtellen. Der Städtetag erſucht die zuſtändigen Stellen der Reichs- und Staats⸗ 
regierung, ihren ganzen Einfluß aufzubieten, um eine baldige Beendigung des Kamp⸗ 
fes zu erwirken.“ 

Der Antrag wurde ohne Debatte angenommen. 
Bürgermeiſter Hoffmann » Bartenftein erſtattete darauf den 


Bericht der Rechnungsprüfungskommiſſion 


und beantragte Entlaſtung des Kaſſenführers. Da das Wort nicht gewünſcht wurde, ſtellte 
der Vorſitzende feſt, daß die Entlaſtung erteilt ſei. 

Hierauf machte der Vorſitzende die Mitteilung, daß die Städte Chriſt burg und 
Freyſtadt ihren Beitritt zum Oſtpreußiſchen Städtetag erklärt hatten. 

Auf Vorſchlag des Vorſitzenden wurden Bürgermeiſter Schroeder⸗Heiligenbeil 
und Erſter Bürgermeiſter Pieper⸗Raſtenburg anläßlich ihres Ausſcheidens aus dem Amte 
zu Ehrenmitgliedern ernannt. 

Als letzter Punkt ſtand die 


Wahl des Vorſtandes 


auf der Tagesordnung. Hierzu wurde von Bürgermeiſter Althof - Marienburg, Stadt⸗ 
baurat Völcker⸗Tilſit, Stadtrat Schroeder ⸗Tilſit und Bürgermeiſter Schroeder⸗ 
Stuhm folgender Antrag geſtellt: 
„Die Erfahrungen der letzten Jahre in allen kommunalen Verwaltungen 
haben gezeigt, daß die Hauptaufgaben und gleichzeitig die ſchwierigſten Aufgaben auf 
dem Gebiete des Bauweſens und der verwandten Gebiete liegen. Die heutigen Ver⸗ 
handlungen über die Erwerbsloſen⸗Fürſorge und den Wohnungsbau haben bewieſen, 
15 ſchl all den ſchwierigen Gebieten des Bauweſens überall noch große Unklarheit 
errſcht. ss £ Š 
| . Der Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städtetages wird daher in allernächſter Zeit 
der Löſung der großen Baufragen ganz beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken müſſen. 
Insbeſondere die Leiter der kleineren Kommunen werden es dankbar begrüßen, da ſie 
ſelbſt in ihren Verwaltungen eigene Techniker nicht beſolden können, wenn ſie mehr als 
bisher ſich von ihrer berufenen Vertretung, dem Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städte⸗ 
tages Rat und Hilfe einholen können. 

Es erſcheint daher im dringenden allgemeinen Intereſſe, daß dem Vorſtande 
ein techniſches Mitglied angehört, das durch praktiſche Erfahrungen auf dem Gebiete 
des kommunalen Bauweſens in der Lage iſt, den Vorſtand bei der bevorſtehenden 
organiſatoriſchen Löſung der Baufragen zu unterſtützen. 
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Wir beantragen daher, daß in den Vorſtand des Oſtpreußiſchen Städtetages 
ein techniſch vorgebildetes Mitglied hineingewählt wird. Sollte das bei der vorhan⸗ 
denen Anzahl der Vorſtandsmitglieder nicht möglich ſein, ſo bitten wir, die Zahl der 


Vorſtandsmitglieder um eins zu erhöhen. 


Ueber den Antrag wurde nicht geſondert abgeſtimmt, da er bei der Vorſtandswahl 
zur Auswirkung gelangen konnte. 
Bei der nun vorgenommenen Vorſtandswahl wurden 93 Stimmzettel abgegeben. 
Es erhielten Stimmen: 


Oberbürgermeiſter Dr. Lohmeyer-Königsberg 
Oberbürgermeiſter Pohl⸗Tilſit B 
Oberbürgermeiſter Dr. Merten⸗Elbing 
Bürgermeiſter Wagner⸗Tapiau ; 
Stadtv.⸗Vorſteher Kuſchel⸗Ortelsburg 
Bürgermeiſter Schön⸗ Gumbinnen. 
Bürgermeiſter Breuer-Pr. Eylau . 
Bürgermeiſter Hermsdorff⸗-Roſenberg 
Stadtv.⸗Vorſteher Modricker⸗Raſtenburg 
Bürgermeiſter Althof⸗Marienburg 
Stadtrat Borowski⸗Königsberg ; 
Stadtv.⸗Vorſteher Rudnitzky⸗Elbing 
Bürgermeiſter Laſch⸗Lyck 3 ; . 
Bürgermeiſter Eggert⸗Rieſenburg . N 8 

Es find demnach die zuerſt genannten 9 Herren gewählt. 

Darauf ſchloß der Vorſitzende die Verſammlung. 


Verzeichnis der Teilnehmer 
30. Oſtpreußiſchen Stádtetag zu Elbing 


am 13. und 14. Juni 1921. 


efo. 8 
5. Stadt S Stimmberechtigte Vertreter G ã ſt e 
: N 
1 | Allenburg -2 | Bürgermeifter Moeller 
2 | Allenftein Š | Stadfrat Ziepler Oberbürgermeiſter 
„ Wronka Jülch 
Skadtv.⸗Vorſteher Funk 
Stadtverordneter Bormann 
1 Barthle 
3 | Angerburg 3 | Bürgermeiffer Laudon 
Stadtrat Reinke 
4 | Arps 2 | Bürgermeifter Lehmann 
5 | Barten 2 — 
6 | Bartenftein 3 | Bürgermeifter Hoffmann 
Stadt.-Borfteher Riechert 
Stadtverordneter Sandkag 
7 | Bialla 2 — 
8 | Bijdofsburg 3 | Bürgermeiſter Kellmann 
Stadtv.-Borfteher Dr. Lignau 
9 Biſchofswerder 2 | Komm. Bürgermeiſter Schaumann 
10 Biſchofſtein 2 | Bürgermeifter Schauka 
Stadtv.-Dorfteher Schweighöfer 
11 | Braunsberg 4 | Bürgermeifter Gandy | 
Stadtverordneter Buttermann 
” Dr. Gigalski 
12 | Creuzburg 2 | Bürgermeifter Dziorobeck 
Stadto.-Borfteher Hecht 
13 | Darfehmen 2 = 
14 | Domnau 2 | Bürgermeifter Makowka 


— — 


18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 


26 


27 


28 


29 
30 


31 


32 


33 
34 
35 
36 


37 


38 


39 


Stadt 


Drengfurt 
Dt. Eylau 


Elbing 


Fiſchhauſen 
Frauenburg 
Friedland 
Garnſee 
Gerdauen 
Gilgenburg 
Goldap 
Gumbinnen 


Guktſtadt 


Heiligenbeil 
Heilsberg 


Hohenſtein 
Inſterburg 


Johannisburg 


Königsberg i. Pr. 


Labiau 
Landsberg 
Liebemühl 
Liebſtadt 


Lötzen 


Lyck 


Marggrabowa 
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Stimmberedtigte Bertreter 


Bürgermeiſter Gieſe 
Stadt. Vorſteher Falk 
Stellv. Skadtv.-Vorſteher Weyland 


Oberbürgermeiſter Dr. Merken 


Stadfraf Dr. Buſſe „ Rolin 
Skadtverordneker gep „ Koſitz 
= Erbien „ Rohde 
5 ged) 
= Funk 


Bürgermeiſter Voigk 
Bürgermeiſter Wendt 
Bürgermeiſter Ewert 


Bürgermeiſter Klimpel 
Bürgermeiſter Schiller 
Skadtv.⸗Vorſteher Paſchkewitz 
Erſter Bürgermeiſter Schön 
Bürgermeiſter Hannemann 


Stadtrat Olivier 
Stadtverordneter Klein 


Bürgermeiſter Dr. Beckmann 
Stadto., Rechksanwalt Kranich 
„ Schaffrin 


Stadtverordneter Lehmann 
= Lint 


Stadtbaurat Wind 

Stadtrat Dr. Cohn 

Stadkv.-Borfteher Hohmann 

Stadtverordneter Meßmann 
i Wenthur 

Beigeordneter Leiner 

Stadtverordneter Wronta 


Oberbürgermeiſter 105 Lohmeyer | Frau Stadträtin 


Stadtrat Borowsk Harpf 
4 Dr. Boeters 
N Dr. Raabe 


Stadto.-Borfteher Mertins 
Stadtverordneter Prepens 


» Dr. Mentz 

5 Bartholomé 
1 Rauter 

3 Kunze 

5 Dr. Fürft 

& Frau Pokar 


Beigeordneter Griſard 
Stadtverordneter Neumann 


Bürgermeiſter Kreuzer 
Stadtv.⸗Vorſteher Höpfner 
Bürgermeiſter Schmidt 
Stadtverordneter Werme 


Stadtrat Szeszinowski 
Stadto.-Borfteher Paſchke 
Stadtverordneter Maaß 


Ratsherr 5 
> Thiem 


Stabfo. Grunwald 
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Stadt 


Marienburg 


Marienwerder 


Mehlſack 
Mohrungen 


Mühlhauſen 


Neidenburg 


Nikolaiken 
Nordenburg 


Ortelsburg 


Oſterode 


Paſſenheim 
Pillau 
Pillkallen 
Pr. Eylau 
Pr. Holland 
Ragnit 


Raſtenburg 


Röſſel 
Roſenberg 
Rhein 
Rieſenburg 


Saalfeld 
Schippenbeil 


Schirwindt 
Seeburg 


Sensburg 
Skallupönen 
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Stimmberechtigte Vertreter 


Erſter Bürgermeiſter Pawelcik 
Stadtrat Deftmer 
Skadto.-Vorſteher Diegner 
Skadtverordneker Lorwitzki 
Bürgermeiſter Goerdeler 
Stadtrat Düſter 
Stadfv.-Borfteher Ewert 
Skadtverordneker Groß 
Bürgermeiſter Schwarz 
Stadtv.-Borfteher Röhrich 
Bürgermeiſter Weyde 
Stadto.-Borfteher Arndt 
Bürgermeiſter Appel 
Stadto.-Borfteher Richter 


Bürgermeiſter Faud 
Staöfverordneter Radler 


Bürgermeifter Rathenow 
Stadtverordneter Döring 
Stadfv.-Borfteher Kuſchel 
Stadtverordneter Frank 
Bürgermeifter Mey 
Beigeordneter Spudich 
Stadtrat Münchhoff 
Skadtverordneker Dzwoneck 
1 Elsner 
Bürgermeiſter Barkſch 
Stadtverordneter Gayk 
Bürgermeiſter Dr. Meyer 
Stadtverordneker Kaftan 
Bürgermeiſter Henninges 
Stadtverordneter Bogdahn 
Bürgermeiſter Breuer 
Stadtverordneter Scheunemann 
Bürgermeiſter Start 
Stadtv.-Vorſteher Teſchner 
Bürgermeiſter Grieß 
Stadtv.-Vorſteher Fritz 
Erſter Bürgermeiſter Schrock 
Stadtrat Reſchke 
Stadto.-Borfteher Modricker 
Skadtverordneker Rudß io 
Stadto.-Borfteher Dorſch 


Bürgermeiſter Herms dorff 


Bürgermeiſter Eggerk 
Stadtv.-Vorſteher Hube 
Bürgermeiſter Hartwich 
Bürgermeiſter Pietſch 
Bürgermeiſter Jeiß 
Stadto.-Borfteher Herrendörfer 


Bürgermeiſter Bahr 
Stadtverordneter Golz 


Bürgermeiſter Heiſch 
Stadtverordneter Wolff 


Gäfte 


Magiſtrats-Aſſeſſor 
Kalfanz 


Skadto. Lange 


Rafmann Möck 
2 Erick 
Beigeordn. Bradkke 
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67 | Stuhm 2 Stadkverordneker Misdalski 
Bürgermeiſter Schroeder 
68 | Tapiau 3 | Bürgermeifter Wagner 
Stadtv.-Borfteher Ney 
69 | Tilfif 5 | Oberbürgermeifter Pohl Stadtrat Schroeder 
Stadtbaurat Völck er 
Stadfv.-Borfteher Schlag 
Stadfveroröneter Seed 
» Cohn 
70 Tolkemitt 2 | Bürgermeifter Retz 
Stadtverordneter Wulf 
71 | Wartenburg 2 | Bürgermeifter Hinz Stadtv.-Vorſteher 
Stadtverordneter Fingado Radtke 
72 Wehlau 3 Bürgermeiſter Müller 
Skadtv.⸗Vorſteher Ridardt 
73 | Willenberg 2 | Bürgermeifter Romanowsti 
Skadtverordneker Reinbach 
74 Wormditt 3 Stadtv.⸗Vorſteher Buchholz 
Stadverordneter Fekhke 
75 | Zinfen 2 | Bürgermeifter Weiß 
76 | Freiftadt 2 — Bürgermeifter Weide 
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